
Von Katja Auer

D
ie Brisanz eines Satzes ergibt sich
aus demKontext. Fällt die Aussa-
ge „Franken ist ein göttliches

Land“ etwa bei einer Stadtführung in
Bamberg, wie kürzlich geschehen, so er-
zielt sie in ihrer ganzen Unbescheiden-
heit zwar ein gewisse Wirkung, trifft je-
doch ziemlich sicher auf Zustimmung.
WürdendergrüneVizekanzlerRobertHa-
beck oder FDP-Chef Christian Lindner so
etwas vortragen, wissend, dass dieser
Landstrich nicht nur bestes Bier und un-
zählige Wurstsorten hervorgebracht hat,
sondern auch Markus Söder, den Plage-
geistderAmpelkoalition, fielendieReak-
tionen vermutlich etwas überraschter
aus. Loblieder auf Franken verwundern
beim schon genannten bayerischen Mi-
nisterpräsidentenniemandenmehr, per-
manent verbalisierte Heimatliebe gehört
zum Markenkern. „Will man sich hei-
misch und wohl fühlen (...), so muß man
nach Franken“, lautet so eine Äußerung,
die sich Söder zuschreiben ließe.

WürdeaberGeorgGänswein,der lang-
jährige Privatsekretär des gestorbenen
Papst Benedikt vor einemSchäuferla sit-
zend ausrufen:„Ich befinde mich in die-
semAugenblickesobehäbig,daßichglau-
be der Erzbischof von Bamberg zu seyn“,
könnte das eine gewisse Unruhe auslö-
sen, da der Stuhl des Oberhirten gerade
vakant ist. Indes, Gänswein wird es wohl
nicht, wie manche gehofft und noch
mehrbefürchtethatten, er soll den jüngs-
tenkirchlichenGerüchten zufolgeNunti-
us in Costa Rica werden.

DerJob inFranken istalsoweiterzuha-
ben und wer es auch werden wird, er
kann sich freuen, denn: „Die ganze Ge-
gend ist ein Festtag, und so muß denn
auch einem jeden festlich und feyerlich
frohzuMute seyn.“Daserkannteder eine
oder andere schon lange vor Markus Sö-
der, in diesem Fall der Komponist Felix
Mendelssohn-Bartholdy, der im Jahr
1827mit gerade 18 Jahren durch Franken
reiste. Er unternahm sogar – ebenfalls
lange vor der CSU – einen Ausflug nach
Kloster Banz und spielte dort die Orgel.

Seine Eindrücke hat er in Briefen an
die Familie festgehalten, aus denen nun
der Bamberger Autor Andreas Reuss wo-
möglich erstmals öffentlich zitierte. Oh-
neWiderspruch,verstehtsich.EinigeJah-
re später stimmte auch Mendelssohns
Schwester Fanny in die Elogen ein und
pries in ihrem Tagebuch Bamberg und
auch Erlangen, „was ein allerliebstes
Städtchen scheint“. Das wiederum hört
man dort – zumindest von Besuch aus
Bamberg – heutzutage nicht mehr so oft.

Von Matthias Köpf, Johann Osel

und Max Weinhold

München–ImLandratsamt inRosenheim
zum Beispiel hatten schon die hauseige-
nen Juristen vor dem Verhängen solcher
Corona-Bußgelder gewarnt. Für das bloße
VerlassendereigenenWohnungohne„trif-
tigenGrund“,wieerdafürvonderStaatsre-
gierung vor drei Jahren verlangt worden
war,wurden rund umRosenheimbis Ende
März 2020 also keine Geldbußen verhängt
– und zwar „aus Rechtssicherheitsgrün-
den“, denn eine schlichte Allgemeinverfü-
gung reichte demLandratsamt dafür nicht
aus. Von 1. April 2020 an wurde aber auch
dort sowie imgesamtenFreistaat Bußgeld
fällig, dann gestützt auf die bayerische In-
fektionsschutzverordnung.Werdamalsei-
ne solche Strafe zahlen musste, kann das
Geld inzwischen zurückverlangen. Doch
über die Details ist jetzt heftiger politi-
scher Streit ausgebrochen.

Dass Bürgerinnen und Bürger über-
haupt bestimmte Corona-Bußgelder zu-
rückfordernkönnen, istFolgeeinerNieder-
lage der bayerischen Staatsregierung vor
dem Bundesverwaltungsgericht. Konkret
geht es um genau diese Regeln im Frei-
staat, die durch die Verordnung im Früh-
jahr 2020 in Kraft waren. Das Bundesge-
richt in Leipzig hatte entschieden, dass die
damalige Ausgangsbeschränkung – also
das Verbot, die Wohnung ohne triftigen
Grund zu verlassen – mit dem Grundsatz
der Verhältnismäßigkeit nicht vereinbar
sei. Es bestätigte damit den Bayerischen
Verwaltungsgerichtshof. Andere Bundes-
länder erließen zu jener Zeit beispielswei-

senurKontaktbeschränkungenaußerhalb
deseigenenHaushalts.Bayerndagegenge-
stattete den Ausgang nur aus bestimmten
Gründen wie Beruf, Einkaufen, Sport im
Freien oder Gassigehen mit dem Hund.
Viel Aufsehen und viele Debatten hatte es
damalsausgelöst,dassanfangsbereitsblo-
ßes Sitzen auf einer Parkbank, umdort ein
Buch zu lesen, nicht erlaubt war.

Die Betroffenen – landesweit wohl eini-
ge Tausend – können die Rückzahlung der
zu Unrecht verlangten Geldbußen nun bei
den damals zuständigen Behörden bean-
tragen. Gesundheitsminister Klaus Holet-
schek (CSU) versprach ein „unbürokrati-
sches“ Abarbeiten. Wenn das Bußgeld per
Bescheid verhängt wurde, entscheiden die

Bezirksregierungen über Rückerstattun-
gen, Anträge können bei den Kreisbehör-
den gestellt werden. Wurde die Geldbuße
von einem Gericht verhängt, sind die Jus-
tizbehörden zuständig. Erstattungen gibt
es inFällen,diemitdemVerlassenderWoh-
nung und dem Verweilen im Freien zu tun
hatten, und auch das nur, wenn der Ver-
stoß zwischen 1. und 19. April 2020 statt-
fand; de facto ist das nicht der volle Zeit-
raum der Ausgangssperre. Wer also schon
Ende März oder aus anderen Gründen ein
Bußgeld zahlen musste, kann keinen An-
trag stellen.

Wie viele Menschen all das genau be-
trifft,könnenvieleKreis-undStadtverwal-

tungen nicht sagen. Für den Landkreis
Mühldorf gibt es beispielsweise Zahlen,
dort sind es laut Landratsamt die Bußgel-
der aus exakt 244Verfahren, die nununter
AngabevonAktenzeichenundBankverbin-
dung zurückgefordert werden können.
Dies wäre ein gutes Zehntel aller Mühl-
dorfer Bußgeldverfahren wegen Corona-
Verstößen.

Auf Landesebene herrscht ohnehin Un-
einigkeit über die Rückzahlungen. Bay-
erns Bürgerinnen und Bürger müssten zu
Unrecht erhobene Bußgelder während der
Ausgangssperre „sofort und unbürokra-
tisch zurückbekommen“, die Regierung
dürfe sich „hier nicht hinter juristischen
Spitzfindigkeiten verstecken“, sagte der
SPD-Rechtsexperte Horst Arnold. Die Be-
schränkung auf bestimmte Fälle in besag-
ten Frühjahrswochen missachte die
höchstrichterlichen Rechtsprechungen.
Dies zeuge von „Arroganz und Anma-
ßung“. Dazu hat die SPD einen Dringlich-
keitsantrag eingebracht, der im Landtag
für den spätenMittwochabend zur Debat-
te angesetzt war.

Gesundheitsminister Klaus Holetschek
nannte die Wortwahl der SPD daraufhin
„in der Sache falsch und in der Wortwahl
unverschämt“.DasGerichthabeausdrück-
lich nicht geurteilt, dass zur Bekämpfung
einer Pandemie Ausgangsbeschränkun-
gen generell unzulässig seien. Es wäre laut
Holetschek ein falsches Signal, etwa auch
dannBußgelder zurückzuzahlen, wenn je-
mand sogenannte Corona-Partys gefeiert
und damit Menschen gefährdet habe. In
den wenigen Einzelfällen von Bußgeldern
aus demMärz 2020 könne eine Einzelfall-

prüfung erwogen werden. Auch SPD-
MannArnoldhabedieAusgangsbeschrän-
kungen damals „unvermeidbar“ genannt
und auf „Corona-Partys und Undiszipli-
niertheiten“verwiesen.DerSPDgeheesal-
so nun offenbar nur darum, „aus wahlpo-
pulistischen Gründen die Staatsregierung
zu attackieren“.

Einen Rüffel hatte der Minister zuletzt
auch fürdieFreienWählerparat.DerenGe-
neralsekretärinSusannEndershatte eben-
falls zu enge Grenzen bei der Rückzahlung
moniert. Holetschek forderte Enders zu
mehr Sachlichkeit auf. Die Behauptung, es
gebe beim Ministerium eine „große Zu-
rückhaltung“, sei falsch. Enders hatte be-
reits vor einigen Monaten regierungsin-
tern Unmut erregt, als sie forderte, CSU
und FW sollten sich für Corona-Fehlent-
scheidungen entschuldigen.

Dass es zur Aufarbeitung der Maßnah-
men-Politik etwa eine Kommission oder
andereFormatebrauche,hatteStaatskanz-
leichef Florian Herrmann (CSU) kürzlich
auf Nachfrage der SZ zurückgewiesen. Die
Maßnahmen in den drei Jahren seien im-
mer lageabhängig erfolgt. Dies sei „auch
ein lernender Prozess gewesen“. Die Men-
schen in Bayern seien „bei aller Genervt-
heit über die eineoder andereMaßnahme“

die Strategie, Menschenleben zu retten,
mit Vernunft mitgegangen.

DievordreiWochenendgültigweggefal-
lene Infektionsschutzverordnung hat es
währenddergesamtenPandemie in17Auf-
lagenmit87Änderungengegeben, alsoun-
termStrichmehrals 100verschiedeneFas-
sungen. Wegen Verstößen dagegen wur-
den knapp 240000 Ordnungswidrigkeits-
verfahren eingeleitet, wie die Staatsregie-
rung zum Jahresbeginn auf eine Anfrage
der AfD mitgeteilt hatte. Insgesamt sum-
miert sich das Bußgeld auf fast 40 Millio-
nen Euro. In den nun umstrittenen Wo-
chen im Frühjahr 2020 waren es in ganz
Bayern 22000 Bußgeldverfahren, die sich
jedoch nicht allein auf das Verlassen der
Wohnung bezogen.

Wasdasbetrifft, istdieAufregungohne-
hinnichtüberall sogroßwie inderLandes-
politik. InWürzburg etwa ist das Bußgeld-
aufkommen für den betreffenden Zeit-
raum nicht besonders hoch, heißt es auf
Nachfrage von der Stadtverwaltung. Wie
vieleVerstößegenau inden fürRückerstat-
tungen relevanten Apriltagen geahndet
wurden, kann die Stadt nicht mitteilen,
weil keine Aufschlüsselung nach Datum
möglich sei. Präzisere Informationen lie-
gen hinsichtlich der Anträge auf Rückzah-
lungvor:Ganzezweiseienbishereingegan-
gen. Die Höhe des Bußgeldes beträgt je-
weils 150Euro. In der kreisfreien StadtRo-
senheim wurden von 1. bis 19. April 2020
insgesamt 320 Bußgeldbescheide wegen
verschiedener Corona-Verstöße erlassen,
fürvierdavongibtesbisherRückzahlungs-
anträge. Im Landkreis drumherum sind es
laut Landratsamt bisher zwölf.

Einmal Bußgeld und zurück
Auf einer Parkbank lesen? Im Frühjahr 2020 verboten. Verstöße gegen die Corona-Regeln haben in Bayern rund 40 Millionen Euro

an Strafzahlungen verursacht. Einen kleinen Teil will die Regierung nun erstatten – doch über das Wie wird heftig gestritten

Coburg – Die Modekette Aachener hat
nach eigenen Angaben die Vorbereitungen
für die Übernahme und Fortführung von
zunächst vier bisherigenGaleria-Kaufhof-
Standortengetroffen.EsgeheumdieGale-
ria-Häuser in Coburg, Cottbus, an der
Frankfurter Zeil sowie in Nürnberg-Lang-
wasser, teilte Geschäftsführer Friedrich
Göbel am Mittwoch mit. Sein Unterneh-
menhabe dieMietverträge für die vier Im-
mobilien bereits unterschrieben, erklärte
Göbel. Die Verträge würden rechtswirk-
sam, sobald der bisherige Mieter gekün-
digt habe.  DPA

Ansbach– ZweiMädchen sollen inMittel-
franken einen Lehrer angegriffen und eine
Schülerin verprügelt haben. Wie die Poli-
zeimitteilte, hatte sich der erste Vorfall am
Dienstagvormittag an einer Schule in Ans-
bach ereignet. Drei Jugendliche störten
dort den Unterricht durch lautes Schreien
und Türöffnen. Als ein Lehrer sie zur Rede
stellte,beschimpftensie ihn.DerStreitver-
lagerte sich auf die Straße. Dort schlug ei-
ne 15-Jährige dem Lehrer den Angaben
nach ins Gesicht und trat ihm gegen die
Hüfte. Passanten riefen die Polizei. Die
15-Jährigewarmiteiner13-Jährigenundei-
nemJungenunterwegs, der sich beimEin-
treffen der Streife bereits entfernt hatte.

Der zweite Vorfall ereignete sich dann
am Dienstagnachmittag ebenfalls in Ans-
bach.Eine 14-Jährigewurde lautPolizei of-
fenbargrundlosvonzweiMädchenzusam-
mengeschlagen. Die Mädchen traten dem
Opfer demnach sogar gegen den Kopf, als
es schon am Boden lag. Der Polizei zufolge
handelteessichbeidenTäterinnenumdie-
selbenMädchen wie am Vormittag bei der
Auseinandersetzung mit dem Lehrer. Sie
konnten später in Nürnberg aufgespürt
werden.Die 14-Jährigewurde insKranken-
haus gebracht. Sie erlitt leichte Verletzun-
gen.Die beidenMädchenmüssen sich nun
wegen Körperverletzung und Beleidigung
verantworten. Die 13-Jährige ist allerdings
noch nicht strafmündig. DPA

München–JudithGerlachbeginnt auf der
großenBühneerstmalmitdemkleinenAll-
tag: bei ihr in der Familie. Die Tochter der
bayerischen Digitalministerin habe gera-
de den ersten Milchzahn bekommen, er-
zählt sie. Und als die Frage aufkam, wann
das bei ihr damals war, habe das Mädchen
gemeint: „Dann google doch mal in dei-
nemKopf nach.“Oder der Sohn, bei dessen
Einschulung habe sie sich gedacht: Die
HälftedieserKinderwerdespäter „inBeru-
fen arbeiten, die wir heute noch gar nicht
kennen“. Nicht nur die heutige Jugend
wachse in einer hoch digitalen Welt auf,
sondern die Digitalisierung betreffe alle
Menschen.EsseidaherdiePflichtvonPoli-
tik, diese Zukunft zu gestalten, sagt Ger-
lach und klingt schnell wie Markus Söder:
„Wir in Bayern sind keine Follower, wir
sind Leader.“ Anführen also, nicht hinter-
herrennen.

So wie sich in ihrer ganzen Regierungs-
erklärung am Mittwoch Sätze finden, die
dem Vokabular des Ministerpräsidenten
entsprungen sein könnten: „Bayern-Tur-
bo zünden“, immer wieder „Hightech und
Heimat“.Sie sagt: „Andere redennur,grün-
den Stuhlkreise, wir liefern.“ Ein Glück,
dass Söder nach ein paar Minuten Sitzung
noch im Plenarsaal eintrifft, zuvor hatte
mansich ja schongefragt: Bleibt sein Stuhl
ausgerechnet heute leer?Gerlachgreift die
Ankunft des Chefs gleich auf und adres-
siert ein paar Slogans an den „lieben Mar-
kus“.Da zieht sie gerade eineTangentevon
Franz Josef Strauß und Edmund Stoiber
bis Söder, Industriestandort, Hightech,
Forschungsstandort. Das alles sei ein „rie-
sengroßer Gewinn für unser Innovations-
Ökosystem“,besteVoraussetzungen fürei-
neVorreiterrolleBayernbeiderDigitalisie-

rung. „Aber wir müssen am Ball bleiben.“
Erstmals seit ihrer Berufung ins Kabinett
2018, seit Söders das Ressorts gegründet
hat,hältDigitalministerinGerlacheineRe-
gierungserklärung.EsgehtumdenDigital-
plan Bayern, eine übergreifende Strategie
zur digitalen Transformation des Frei-
staats und für die nächsten zehn Jahre, die
der Ministerrat vor einer Woche beschlos-
sen hat. Ein Plan mit rund 200 Maßnah-

men, für die im Haushalt 2023 etwa eine
halbeMilliarde Euro hinterlegt seien.

Gerlachsagt,das seienoft „nichtdie fan-
cy, abgehobenenThemen, sondernwirver-
bessernkonkretdenAlltagderMenschen“.
EinpaarSchlaglichter:FürdigitaleEinstei-
ger, etwaSenioren, richtetman in 30Kom-
munenAnlaufstellen für Fragen zuSmart-
phoneundInternetein.Wiebuchtmanon-
line einen Arzttermin? Um solche Sachen

soll es bei denBeratungsthekengehen. Zur
Förderung der beruflichen Weiterbildung
holt dasMinisteriumüber eine AllianzUn-
ternehmeninsBoot.Hochmoderneberufli-
che Bildungsstätten im Handwerk, neue
Lernmedien inSchulen,einvirtuellerCam-
pus für Verwaltungsmitarbeiter, Impulse
für Kommunen, damit digitale Behörden-
gänge „so einfach wie Online-Shopping“
werden – Gerlachs Tenor heißt „Schluss
mitderZettelwirtschaft“.Unddennoch:Da-
für,dasseineZukunftserklärungangekün-
digt ist, geht der Blick doch sehr stark zu-
rück. InFormvonüppigemLobpreisderei-
genen Regierung.

Nach Gerlach ist Katharina Schulze
dran, Fraktionschefin der Grünen. Ihre
Konter-Rede ist keine zweiMinuten alt, da
erhebtsichSöderdemonstrativdesinteres-
siert von seinem Ministerpräsidentenses-
sel und rutscht fünf Plätze weiter nach
rechts, neben Gerlach. Er streckt ihr die
Handhin,Glückwunsch,derChef ist offen-
bar zufrieden mit seiner Ministerin. Wäh-
renddessenhebtSchulzezurFundamental-
kritik am Digitalministerium an. „Es ist
klein, es hatwenigGeld,wenig Kompeten-
zenundwenigMacht.“ Sie siehtdieVerant-
wortungweniger beiGerlach als bei Söder,
derhabe „versäumt, eine klareDigitalstra-
tegie aufzusetzen und das rächt sich jetzt“.
Glasfaserverkabelung,digitaleBildung,Di-
gitalisierungundKlimaschutz,Schulze lis-
tet auf, was der Ministerpräsident aus ih-
rer Sicht verschlafen hat. Aber Söder hört
nicht zu, er ratscht, scherzt und lacht mit
Gerlach und Finanzminister Albert Füra-
cker. Und bevor Schulze ihre Rede beendet
hat, ist Söder auch schon wieder aus dem
Saal spaziert. Er ist ein paar Minuten zu
spät gekommen, dafür geht er jetzt früher.

Gerlachs Digitalplan? Nur Aufgewärm-
tes, sagtSchulzeuntermStrich,nichtsNeu-
es. Fast wortgleich formuliert das Gerd
Mannes. Der AfD-Politiker findet, die Mi-
nisterin hätte sich die Ansprache sparen
können, „mangels konkreter Inhalte“. Die
Staatsregierungspreche zwarvondigitaler
Souveränität, in Wahrheit sei auch Bayern
längst abhängig von denDigitalkonzernen
in China und den USA. Volkmar Halbleib
(SPD) spricht von einer „Ministerin ohne
Land“, ohneKompetenzen zurUmsetzung.
Das sei in der Regierungserklärung mit

„wolkigenFormulierungenundSprechbla-
sen“ überdeckt worden. Ein Skandal sei,
dass der Digitalplan der Opposition nicht
vorderDebattevorlag.HelmutKaltenhau-
ser (FDP) empört das auch. Und in der Ar-
beit der Ministerin habe noch „nichts so
richtig durchgeschlagen“, es gebe nur „Be-
schwörungender Zukunft“. EinGrund: der
„undankbare Ressortzuschnitt“.

Die Ministerin wirkt nach der Debatte
ganz zufrieden, beißt vor dem Plenarsaal
in eine Banane, Nervennahrung. Auch an
Beistandhat es ihrnichtgemangelt imPle-
num, er kam in Reden von FreienWählern
und CSU, etwa von Ex-Verkehrsministerin
Kerstin Schreyer. Sie führt den Begriff
„Thinktank“ auf fürs Digitalministerium:
eine Denkfabrik also. Und sie betont noch
mal eines mit Nachdruck: Die Ampel habe
eben kein eigenes Ministerium dafür hin-
gekriegt. All das dürfte Söder gefallen.
 Andreas Glas, Johann Osel

Digitalministerin Judith Gerlach bei ihrer ersten Regierungserklärung im Land-
tag. Sie spricht von „Hightech und Heimat“ – wie der Chef.  FOTO: SVEN HOPPE/DPA

Sitzen verboten, so war
das in Corona-Zeiten.
Allerdings zu Unrecht,

wie heute feststeht.
Wer fürs Sitzen zahlen

musste, kriegt Geld
zurück. FOTO: I MAGO

Zwei Galeria-Standorte
stehen vor Übernahme

Mädchen schlagen
Lehrer und Schülerin

MITTEN IN BAMBERG

„Franken ist ein
göttliches Land“

Gerlach verspricht digitalen Fortschritt für alle
In ihrer ersten Regierungserklärung zeichnet die Ministerin eine Hightech-Zukunft – und klingt dabei wie Markus Söder. Die Opposition vermisst konkrete Inhalte
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Beistand kommt von CSU und
Freien Wählern. Ein „Thinktank“
sei das Digitalministerium

Die SPD fordert, dass noch mehr
Bußgeld zurückgezahlt
werden müsse


